Die Danziger Seitung erſcheint täglich, mit Ausnahme der Sonn⸗ 2 D 

und Feſttage, zweimal, am Montage nur Nachmittags 5 Uhr. — 1 REN Re 

Beſtellungen werden in der Expedition e 2) und aus N „ 
wärts bei allen Königl. Poſtanſtalten angenommen. S 


Angekommen 12 Uhr Mittags. 

London, 18. Januar. Die heutige „Morning; 
Poſt“ ſchreibt: Heſterreich und Preußen überreichten 
in Copenhagen ein Ultimatum, worin ſie die ſofortige 
Rücknahme der November Verfaſſung verlangen, 
widrigenfalls die Geſandten abreiſen und weitere 


Maßregeln ergriffen wurden. Der Termin dieſes 
Uitimatums laufe heute ab und Dänemark werde 


„zuverläſſig die anmaßende Forderung ablehnen“, 


der diplomatiſche Bruch ſei ſomit bevorſtehend. 
England, fagt ſchließlich das genannte Blatt, bürfte 
ſpäter wegen gefährdeter Intereſſen und gebrochener 
Verpflichtungen möglicherweiſe zu entſchiedener Hal⸗ 
tung behufs Schutzes des Tractacts genöthigt fein. 


(V. C. B.) Telegraphiſche Nachrichten der Danziger Zeitung. 

Breslau, 17. Januar. In einer geſtern ſtattgefundenen 
Conferenz der Eiſenbahn⸗Directoren find die Fahrpläue für 
die Extrazüge feſtgeſtellt worden, durch welche die Beförde⸗ 
rung der öſterreichiſchen Truppen ftattfinden fol, Es find 
preußiſche und öſterreichiſche Offiziere eingetroffen, welche die 


Ueverführung der Truppen leiten werden. Die Beförderung 


Maßnahmen hat die Staatsregierung 


ber öſterreichiſchen Truppen durch Preußen ſoll am 20. be⸗ 
ginnen und einige Tage andauern. 

Dresden, 16. Jan. Das heutige „Dresdeuer Journal“ 
entgegnet auf den gellrigen Artikel der „Wiener Abendpoſt“: 
Das Reſullat der Bundegabſtimmung war vorauszusehen, 
und bedurfte es nicht ert eiger Agitation in den Mittel⸗ und 
Kleinſtaaten; es genügte eine oberflächliche Keuntnit des 
Standpunktes der Uberwiegenden Mehrzahl der Bundesregie- 
rungen. Hätten einige Bundes regierungen am 7. December 
vorausgeſchen, daß die Abſicht der Grotzwächte dahin gehe, 
den Londoner Vertrag unter allen Umſtänden aufrecht zu hal⸗ 
teu, alſo daß die Zuſage der Offenhaltung der Erbfolgefratze 
Täuſchung ſei, würden ſie ſchon damals für die Occupation 
geſummt haben. Die Regierunger, welche den öſterreichiſch⸗ 
preußiſchen Antrag verworfen haben, ſcheuen nicht den Krieg, 
ſie wollen aber, daß das deutſche Volk klar wiſſe und erkenne, 
wofür er unternommen werde. Werde der heſſiſche Antrag 
angenommen, jo jei die Majorität des Bundes eben jo be⸗ 

i auszuführen, als 


ſind, ohne die Zustimmung 


des Bundes in Holſtein einzu⸗ 
rücken. 


amburg, 17. Jauuar, Abds. Nach einer den „Ham- 


N — Nachrichten“ zugegangenen offiziöſen Mittheilung wer⸗ 


den die Bundescommiſſäre alle auf die Leiſtung des Homagial⸗ 
tives und auf allgeneine Beſchuldizung der Unbeliebtheil ge⸗ 
ftügten Auträge auf Abjegung mipliebiger holſteiniſcher Beamten 
entihieden zurückweiſe n. 

Die Zeitungs nachricht, daß in der letzten Sitzunz des 
Bundestages über einen Vorſchlaß der Bundescommilläre, 
Blome oder Scheel⸗Pleſſen an die Spitze der holſteiniſchen 
Regierung zu ſtellen, verhandelt worden ſei, wird von den 
„Nachrichten“ aus zuverläſſiger Quelle dementixt. 

Warſchau, 16. Januar. Der heutige „Diiennik“ publis 
eirt Adreſſen aus den Städten Petrilau, Brzese in Kujawien, 
Cienſtochau, Sluzewo, Wloclawek, Racionzeck, Oſtercin, 
Nieszawa, Ciechocinek, Rodzieſoo, Wiclun, Wosztow und 
aus mehreren Dörfern, und ſucht durch dieſelben zu beweiſen, 
Laß Wiederherſtell ang der geſetzlichen Ruge auch der Wunſch 
des größtenteils unterdrückten Aufſtaudes ſei. 

Haag, 16. Januar. In der geuligen Sitzung der zweiten 
Kammer sprachen ſich bei der Discuſſion über den Etat des 
auswärtigen Peiniſteciums drei Mitglieder gegen die Aufrechte 
haltung der Beziehungen Limburgs zum deulſchen Bunde aus. 
Der iuterimiſtiſche Miaiſter des Auswärtigen ertlärte: Die 
Regierung müſſe ſich der Eutſcheidung der chr zeit des Bun⸗ 
des bezüglich Schleswig⸗Holſteins andequemen, und werde ſie 
fi, jeder Execution, die auf Holen beſchräatt bleibt, fügen. 
Der WMeiniſter äußerte ferner: Die Regierung werde ſich be⸗ 
ellen das Cabinet zu vervollſtändigen. Das Crebitgeſetz wurde 

lieblich einſtiumig angenommen. 5 
. — — 16, Januar. Nachdem die Cortes in der 
conſtitulionellen Reformfrage gegen das Miniſterium geſtimmt, 
hat Letzterer ſeine Demiſſion eingereicht und die Königin die⸗ 
ſelbe angenommen. 


Landtags Verhandlungen. 
27. Sitzung des Abgeordneten ⸗Hauſes. 

Der Finanzminiſter bringt einen Geſetzentwurf ein, nach 
welchem bei der Beſteuerung der Ceniner getrocknete Runkel⸗ 
rüben nicht mehr gleich 5 Teninern friſche Rüben, ſondern 
gleich 4½ Ctr. gerechnet werden ſoll. 

Es folgt Schluzabſummung über den Etat pro 1864. 
Abg. Jacoby: Nachdem der Siaatshaushalts- Etat im Eins 
zelnen durchberathen iſt, fragt es ſich, ob es gerathen fei, 
demſelben im Ganzen zuzuſtimmen. Was mich betrifft, jo 


werde ich ihm meine Zuftimmung verſagen, ſo lange das ge⸗ 


enwärtige Meiniſterium die Regierung des Staates in den 
Bären 12 . ihre ui dae en 
dur e Wahlbeeinfluſſungen ſowie durch ſonſtige Erla 
8 ee w dle Berfaffang ſcwer 


verletzt, hat die Feſtſtellung des Staatspaushalts » Geſetzes 


leiſtet, welche dieſes 
kommt, daß bei Eröffnung der 
die Erklärung abgegeben worden, ſie werde 


durch @orzeitigen Schluß der Seſſion vereitelt, hat jahrelang 
em budgetloſes Regiment geführt und hat ſogar Ausgaben ges 
aus ausdrücklich verworfen hal. Dazu 
Seſſion Seitens der Krone 
keinem Staats- 


bauchalis-Etat ihre Genehmigung ertheilen, der nicht die Ar⸗ 


mee“ Neorganiſation vollſtändig wahre. Schließlich hat dieſe 


Regierung ſich nicht geſcheut, einen 


die Großmächte unberechtigt 


l: ich ni eſetzentwurf einzubrin ⸗ 
gen, welcher das verfaſſungs mäßige Bupgelregt der Volksver ⸗ 


Montag, 18. Januar. (Abend ⸗ Ausgabe. 


tretung nicht nur in Frage ſtellt, ſondern geradezu vereiteln 
ſoll. Eine einfache Ablehnung der Mehrkoſten für die 
Reorganifation erſcheint mir unter den obwaltenden 
Umſtänden nicht genügend. Wie man im Privat⸗ 


leben vielmehr einem ungetreuen Verwalter die ertheilte | 


Dispofition über die Gelder entzieht, fo dürfen auch einer 
verfaſſungs brüchigen Regierung die Staatsmittel fernerhin 
nicht anvertraut werden. Ich verleune die Gefahr einer 
Budgelablehnung nicht, aber die Verantwortlichkeit für eine 
ſolche Gefahr fällt auf die Miniſter, welche trotz zweier Auf⸗ 
löſungen und Neuwahlen des Hauſes dennech weder ihr 
Syſtei geändert haben, noch von ihren Plätzen gewichen ſiad. 
Eine bei weitem größere Gefahr für den Staat als die Ab⸗ 
lehnung mit ſich führen kann, liegt in der Fortdauer des ge⸗ 
genwärtigen Miniſteriums und ſeiner unheilvollen, entſittli⸗ 
chenden Einwirkung nach innen und außen. Ich fütle mich 
daher in meinem Gewiſſen verpflichtet, von meinem verfaſ⸗ 
fungsmäßigen Rechte der Ablehnung Gebrauch zu machen, 
um einem ſolchen Miniſterium keinen Vorſchub zu leiſten. Wenn 
die Verfaſſung von Seiten der Regierung verletzt iſt, wenn 
die heiligſten Rechte des Volkes nicht mehr reſpectirt werden, 
ſo muß auch zu dem letzten Mittel der Nothwehr gegriffen 
werden. Ich werde fürdie Ablehnung des ganzen Bud⸗ 
gets ſtimmen. 

Abg. Tweſten: Schon früher iſt die Frage erörtert, wie 
ein dem Volkswillen hartnäckig widerſtrebendes Miniſterium 
zu beſeitigen fei, und 1849 und 1851 hat ſelbſt die conſervative 
Partei zugegeben, daß das Recht der Steuervewilligung und 
Steuerverweigerung der Volksvertretung zweifellos zuſtehe. 
Sie fügte damals nur hinzu, es wäre nicht nöthig von die ⸗ 
ſem Rechte Gebrauch zu machen, da die Verfaſſung Mittel 
an die Hand gebe, auch ohne daſſelbe den Willen der Majo⸗ 
rität des Volkes durchzuſetzen. Damals erklärten conſervative 
Abgeordnete, der Verſuch ohne Budget zu regieren, müſſe den 
Anklagezuſtand nach ſich ziehen; es ſei eine heilige Pflicht 
der Kammern, das Miniſterium zur Verfaſſungsmäßigkeit zu 
zwingen durch Verweigerung der Ausgaben und durch eine An⸗ 
klage. Man ließ ſich damals von dem Gedanken leiten, die Krone 
werde niemals ſo verblendet ſein, dauernd gegen den wirklichen 
Volkswillen zu handeln und dieſes Vertrauen, meinte man, 
ſollte genügen. Aber die Landesvertretung muß von ihren 
äußerſten Rechten Gebrauch machen, ſobald die dafür erfor⸗ 
derlichen Vorauſetzungen eintreten, wie eben gegenwärtig, d 

N n ben handelt, in welchem 
Falle ſelbſt Graf v. Arnim⸗ Boitzenburg die Verweigerung für 
angemeſſen exklärt hat. Alle abzulehnen, betrachte er aller⸗ 
dings als einen Weißbrauch. Die Verfaſſung ſtellt als uner⸗ 
läßliche Bedingung hin: die Uebereinſtimmung zwiſchen Volk 
und Regierung, und es wird dieſe Uebereinſtimmung nicht 
fehlen, ſobald letztere ordnungs⸗ und verfaſſungs mäßig 
geführt wird. Seit zwei Jahren iſt dies nun aber nicht der 
Fall, und es muß jedes Mittel angewandt werden, um dem 
entgegenzuwirken. Wir haben es mit einer Frage des 
Rechts zu thun, und in dieſer Hinſicht hat der große Staats⸗ 
mann und Miniſter Fox erklärt: wenn die eine Seite 
das Recht bricht, ſo iſt die andere nicht mehr an 
dieſes Recht gebunden (hörtl hört) z dann hört für 
das Volk der rechtsbrüchigen Regierung gegenüber 
der Gehorſam auf, eine rechtliche, eine ſittliche 
Pflicht zu ſein. Als im vorigen Jahre das Herrenyaus 
das ganze Budget verworfen hatte, wäre eigentlich eine ver⸗ 
faljungsmäßige Regierung überhaupt nicht meyr möglich ger 
weſen; indeß wußte das andere Haus wohl, daß fein Beſchluß 
keine ſolche Coaſequeuzen haben würde. Wenn man nun mit 
Recht jagen kann, gewiſſe Staats⸗Einnahmen und Ausgabea 
ſeten für das Leben des Staates uubedingt nothwendig, 
und unter allen Umſtänden zu bewilligen, ſo gebe ich dies 
zwar im Allgemeinen zu, jedoch durchaus nicht unter dieſer 
Regierung. Wie nun aber der vorjährige Beſchluß des Her 
reuhauſes nichts war, als ein Schlag in die Luft, ſo wücde 
es auch heute mit einem ſolchen Beſchluſſe ſein. Ein 
Schrüt aber, wie der vom Abgeordneten Jacoby an⸗ 
gerathene, darf nicht wie der von dem Herrenhauſe 
ausgegangene ein leerer Schlag in die Luft ſein, er muß 
einen Erfolg haben, den nämlich, daß das Volk 
auch wirklich aufhört, die Steuern zu zahlen. 
(Bört! Hört!) Weil aber ein Erfolg jetzt von dem Jacobyſchen 
Antrag nicht erwartet werden kann, ſo bitte ich Sie auf den 
Autrag jetzt nicht einzugehen. (Beifall links.) 

Abg. v. Blauckenburg: Ich bin immer der Auſicht 
geweſen, daß die Regierung die von der VLandes vertretung be⸗ 
antragten Abſetzungen des Etats auch gewiſſenhaft beachte. 
Bei den dieejägrigen Etats derathungen aber handelte es ſich 
nicht darum, ob die eine oder andere Ausgabe zweckmäßig ſei, 
ſondern lediglich um eine Machifrage. Weil es ſich aber 
bier um eine Machifrage handelt, jo werde ich mich 
nicht allein für den Reglerungsetat, ſondern auch gegen 
die Abſetzungen erklären. Hr. Pr. Jacoby will fein Etats recht 
dazu benutzen, um die gegenwärtige Regierung zu ſtürzen; 
es wird ſich alſo jetzt zeigen müſſen, ob Dr. Jacobi mit feinen 
Freunden mehr Macht im preußiſchen Staat haben ſoll oder 
die Hohenzollern. (Ob. Ohl lints.) Sind die Hohen⸗ 
sollern vor Jahrhunderten mit den Quitzows im 
Lande fertig geworden, ſo werden ſie nicht minder auch 
mit den Schulze's und Müller's der Zukunft fertig werden. 


(Cautes Zeichen der Mißbilligung im Hause.) Wenn der Abg. 


Tweſten gegen Dr. Jacoby nur Klugheitsrückſichten entgegen⸗ 
geſetzt hat, jo geht daraus wohl hervor, daß er der Auſicht 
iſt, dieſes Hdus ſei noch nicht 1 Lage, den Kampf gegen 
die Hohenzollern aufzunehmen. Weun die Herren anerkennen, 
daß der Rechts bruch eines Theils auch, den andern an das 
Recht nicht mehr binde, jo mache i fie darauf aufmerkſam, 
daß, wenn Sie Ihr Recht rauchen, Sie auch dem an⸗ 
dern Hauſe das Recht bla Jyr Recht zu brechen, und 
daß der König dann die Pflicht hat, die verfaſſungsmäßigen 
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Rechte der Krone zu wahren. Im Anfange dieſer Seſſion 
haben Sie ſich darüber beklagt, daß von meinen Freunden 
von der Eventualität einer königlichen Dictatur geſprochen 
worden ſei: Sie aber wollen hier eine parlamentariſche Maſo⸗ 
ritätsdictatar etabliren und glauben Sie, es wird Ihnen 
hierin fo begegnet werden, wie Sie uns begegnet find. Dar⸗ 
auf verlaſſen Sie ih! (Hroßes Gelächter.) 

Abg. Dr. Waldeck: Der Vorredner hat mit einer Ex⸗ 
pectoration geendet, die er nicht an uns hätte richten ſollen, 
ſondern an ſich ſelbſt, denn er hat erklärt, daß er den Etat 
verwerfen werde. Er iſt derjenige, der dem Lande die Mittel 
verweigert, wir find Diejenigen, welche die gefegmäßigen Mutel 
geben wollen. Dabei ſtehen wir auf unſerm heiligen Rechte, 
auf unſerm Rechte, neue Einrichtungen, die des Geſetzes bes 
dürfen, zu prüfen. Das iſt unſer verfaſſungsmäßiges Recht, 
welches wir ſeit drei Jahren vergebens ausgeübt haben, was 
aber dadurch nicht ſchwächer, ſondern flärker geworden iſt. 
Niedergeſchriebene Rechte find nur ein Keim, wenn aber das 
Boll das Recht in die Hand nimmt und ausüot, dann zeigt 
es, daß es das Recht hat und daſſelbe auch ausüben will. 
Und über dieſe große Frage mit den größten und ſchönſten 
Inftitutionen, welche das Volk beſitzt, mit feiner Landwehr 
und den glorreichſten Erinnerungen, mit den Erinnerungen, 
welche das gegenwärtige Miniſterium freilich verachtet und mit 
Füßen tritt (oh! ob! rechts), über dieſe große Frage zu ent⸗ 
ſcheiden war der ſchönſte Beruf, den jemals eine Landes ver⸗ 
tretung gehabt hat; es war das „Nein“, was im Jahre 1861 
von 20 Männern geſprochen wurde, es war dies „Nein“ ein 
mene tekel für den Abſolutismus, es war ein Wahrzeichen, 
welches Jahrhunderte hindurch leuchten wird. Glauben Sie 
nicht, daß Ihr Regiment, welches jetzt in Europa herrſcht, 
dauern kann, glauben Sie nicht, daß die Nationen dazu be⸗ 
ſtimmt find, auf willkürliche Weiſe regiert zu werden, daß 
Recht und Geſetz für immer mit Füßen getreten werden kann. 
Das geht nicht, das hat ein Ende und jede Generation hat 
die Aufgabe, das Gut zu bewahren, was ihr aavertraut iſt. 
So haben wir ſeit drei Jahren in dieſem Punkte gehandelt, 
wir haben das Recht der Ehre des Landes wegen gehandhabt. 
Darum bin ich mit dem Abg. Jacoby nicht einverſtanden, daß 
wir dieſe große und würdigr Bahn fetzt verlaſſen ſollen und 
in ein unbeſtimmtes Etwas hinübergehen ſollen. ein, noch 
iſt unſere Aufgabe nicht vollendet, noch müſſen wir wiederholt 


mit demſelben Ernſt, nicht, wie behauptet worden, zum Scherz 
den neuen militairiſchen Einrichtungen unſere Zuſtimmung 


verſagen. Wenn der Vorredner ſich auf den ehrenwerthen 
Abg. Tweſten berufen bat, fo hat er geſehen, daß derſelbe 
ſich früher in ſeinem Gewiſſen gedrungen gefühlt habe, ſich 
von der Majorität zu trennen; er hätte aber auch erkennen 
follen, daß ſich derſelbe Abgeordnete voll und klar bewußt iſt, 
wie er nun die Beſchlüſſe des Hauſes aufrecht erhalten muß. 
Es iſt nach der Verfaſſung unzweifelhaft, daß ſowohl Ein⸗ 
nahmen, wie Ausgaben verweigert werden können; es iſt un⸗ 
zweifelhaft, daß die Verſaumlung das volle Budgetrecht hat; 
aber darin ſtimme ich dem Abg. Tweſten vollſtändig bei: wi 
man ein Budget verweigern, um zu einer andern Regierung 
zu gelangen, ſo müſſen die Bedenken ganz anders ſein, als 
ſte bei uns find, dann müßten wir in der Lage ſein, vor Ge⸗ 
richten die Geſetzmäßigkeit unſeres Handelns feſtſtellen zu 
können. Die Regierung, welche willküclich verfährt, fie möge 
noch lanze in ihrem Schlummer bleiben — wie lange, das 
weiß Niemand — fie wird immer Unrecht thun, wenn fie fo 
verfährt, wie ſie verfahren iſt. Wir, m. He, erklären uns be⸗ 
reit, das Budget zu bewilligen, von dem das Haus die be⸗ 
ſtimmte Summe abgeſetzt bat. Will die Regierung darauf 
eingehen, will ſie thatſächlich unſer Recht anerkennen, will ſie 
thatſächlich die Reorganiſatiouskoſten nicht mehr verauszaben, 
wohl, wir find nicht diejenigen geweſen, die ihr darin unſere 
Mitwirkung verweigert haben. Darum iſt von der Budzet- 
Commiſſion Fleiß und Arbeit aufgewendet worden; das Jahr 
1864 liegt vor uns und wird wieder ohne Etat regiert, ſo iſt 
es die Schuld des Miniſteriums. Um dies dem Inlande, 
dem Auslande, der Krone und dem Mimniſterlum gegenüber 
klar und deutlich feſtzuſtellen, darum neyme ich den Etat, wie 
er vom Hauſe berathen ift, mit gutem Gewiſſen und mit vol⸗ 
lem Herzen an. (Bravo l) u UK 

Präſident Grabow: Der Vorrednee hat von der Re⸗ 
gierung geäußert, vaß fie die alte Landwehrverfaſſung verach⸗ 
tet und mit Füßen‘ getreten habe. Ich erachte dafür, daß 
dieſer Ausdruck ein unparlamentariſcher geweſen iſt. 

Abg. Graf Wartensleben: Wir geben unſer Nein, 
weil kein verkümmerter Etat zu Stande kommen fol, weil die 
Regierung auf ihre Gefahr hin mit dem von ihr vorgelegten 
Etat fortregieren ſoll. Die Landwehr beſteht und ſoll jetzt 
nur zum Wohle des Volks zurücktreten. Haben Sie doch die 
Gewogenheit, eine Umkehr der Gefinnung eintreten zu laſſen 
(Oeiterkeit), daun werden wir im Stande fein, einen Etat 
feſtzuſtellen, mit dem die Regierung wirthſchaften kann. Man 
baut die Verfaſſung nicht im Kriege, ſoudern im Frieden, das 
hat ein berühmter franzöſiſcher Demokrat geſagt. Beherzigen 
Sie dieſes Wort; die Franzoſen haben mehr Erfahrung als 
wir (Heiterkeit). i 

Abg. v. d. Heydt: Er könne den Verfaſſungsinterpreta⸗ 
tionen der Gegenſeite nicht zuſtimmen. Wenn man das eigene 
Rechtgeachtet wiſſen wolle, ſo müſſe man auch das Recht 


Anderer achten. 


Abg. Schulze (Berlin): Wenn wit den Schritt thäten, 


welchen uns der Abg. Jacoby anräthſſo würden wir dadurch 


nur den Wünſchen unſerer Gegner entgegenkommen. Sobald 


wir ihn thäten, würden wir die Gehäſſigkeit eines budgetloſen 


die unſeru wälzen. Eine fortwährende 


Regiments von den Schultern des Miniſteriums fort und au 

urchberathung des 
Budgets mit der ſichern Aus ſicht der Erfolgloſigkeit unſerer 
Beralhuagen iſt freilich eine traurige Pflicht? wir müſſen ſie 
jedoch üben und lönnen nur als eine Mahnung die Regierung 
aufmertſam machen auf die Verwirrungen unabſehbarer Art, 


tele ſich an die fortgeſetzte Budgetloſigkeit knüpfen würden. 
— Soviel man auch Über Budgetrecht ſtreiten mag, Eines 
kann doch unmöglich beſtritten werden: das Recht der Steuer⸗ 
erhebung iſt nicht getrennt zu denken von der Pflicht einer 
verfaſſungsmäßigen Verwendung. Entzieht ſich die Regierung 
dieſer Pflicht, ſo können wir nur hindeuten auf die ſich hier⸗ 
aus etwe ergebenden Folgen, müſſen aber unſererſeits auf 
unferm Poſten verharren. — Gegen den Abg. v. Blanken⸗ 
burg wuß ich bemerken, daß ich mich gewundert habe, aus 
ſeinem Munde die Hinweiſung auf die Quitzows zu verneh⸗ 
men. Ich würde von meinem Standpunkte dieſe Hinweiſung 
nicht ausgeſprechen haben, weil ich fie in jetziger Zeit denn 
doch für abſtrus halte. Soll ich aber hierauf eingehen, ſo 
muß ich deu Herrn Redner darauf verweilen, daß die Qui⸗ 
zows niedergeworfen worden find zur Herflellung geſetzlicher 
Zuſtände, zum Beſten des friedliebenden Bürzerthums. Weil 
die Hohenzollern dieſen Standpunkt einer großen Zukunft 
vertraten, ſo war ihnen auch die Macht gegeben zur Nieder⸗ 
werfung jener Friedensſtörer und deshalb ruhte auch der Se⸗ 
gen auf dieſer That. Faſt ſcheint es mir aber, daß es noch 
jetzt einige Quitzows niederzuwerfen giebt; freilich hat dieſe 
Aufgabe jegt ihre eignen Schwierigkeiten, da dieſe Herren mit 
in der Regierung ſitzen. (Heiterkeit) Was dann aber die 
Hindeutung auf die Schulze's und Müller's der Zukunft an⸗ 
geht, jo kann in dem Zuſammenhang, in welchem dieſelbe 
ausgeſprochen, damit nur ein Hohn gegen das Bürgerthum 
ausgeſprochen werden (lebhafter Beifall!) und ich kann es nur 
dankbar acceptiren, wenn Herr v. Blankenburg meinen Na⸗ 
men, wohl nicht ohne Rückſicht auf meine Perſon, als Reprä⸗ 
ſentanten des geböhnten Standes genannt hat, und mich da⸗ 
durch geehrt fühlen, daß mein Name gleichſam als Parole 
für das ganze Bürge rihum genannt iſt (lebbafter Beifall) 
Spricht man einen ſolchen Hohn aber noch im 19. Jahrbun⸗. 
dert aus, ſo zeigt man dadurch wohl, daß man überhaupt 
nicht in dieſe Zeit gehört, denn die Tage find wohl vorüber, 
in welchen die Ueberzeugung herrſchte, daß die Völker der Re⸗ 
gierungen wegen da ſeien (Beifall). i 

Finanzminiſter v. Bodelſchwingh: Ich erkenne an, daß 
das Haus das Recht der freien Eatſchließung hat, und daß 
die Regierung dieſe ruhig abwarten muß Es iſt heute wie 
früher behauptet worden, ſie habe einen Verfaſſungsbruch ver⸗ 
übt. Ich weiſe dies mit Entſchiedenheit zurück. Es ift ebenfo 
von einer unheilvollen Regierung geſprochen worden; es iſt 
dies freilich nur eine Auffaſſung des Redners, die eine völlig 
unbegründete iſt, und es muß mit Entſchiedenheit verneint 
werden, daß die Regierung ein ſolches Urtheil verdient. Ich 
ſpreche das Namens der Regierung aus. Die Regierung 
wünſcht mit allen Mitgliedern des Hauſes die Rückkehr zu 
einem etatsmäßigen Zuſtande; ſie bedauert, daß in den letzten 
Jahren ein ſolcher nicht erreicht werden konnte; ſie iſt ſich 
aber bewußt, mit ollen Mitteln dahin geſtrebt zu haben. Das 
wird ſie auch ferner thun, und ich habe nur zu erwarten, was 
das Haus in der Schlußabſtimwung thun wird. 

R Abg. Dr. Waldeck: Ich habe nicht die Gewohnheit, 
den Ordnungsruf des Präſidenten einer Kritik zu unterziehen, 
am wenigften unſerm jetzigen verehrten Präſidenten gegenü er. 
Ich bin aber bewußt, rein obiectiv geſprochen zu haben, und 
mein Wort ſollte nicht dem Minifterium, ſondern nur der Hand⸗ 
habung der neuen Einrichtung gelten, und ich muß dem Abg. 
Grafen Wartensleben widerſprechen, welcher annimmt, daß 
der Präſident nicht den gebrauchten Ausdruck, ſondern die 
ausgeſprochene Meinung rectificiren wollte, da die Landwehr 
ja noch exiſtire. Ich denke, die Ereigniſſe der letzten Zeit ha⸗ 
ben darüber genügende Aufklärung gegeben. — Präſident 
Grabop erklärt, daß feine Bemerkung keineswegs ein Ord⸗ 
nungeruf habe fein ſollen. — Abg. Dr. Jacoby: Der 
Herr Finanzminiſter hat Verwahrung eingelegt gegen meine 
Aeußerung, das Miniſterium habe die Verfaſſung verletzt. 
Ich will nur bemerken, daß ich Thatſachen zur Begründung 
meiner Aeußerung angeführt habe, welche von dem Herrn 
Miniſter nicht widerlegt worden find. Ich habe die Gründe 
für und wider eine Ablehnung des ganzen Budgets reiflich 

überlegt, aber Gründe der Zweckmäßigkeit und Klugheit follen 

mich nie verhindern, ſo zu handeln, wie ich für Recht halte. 
Wir ſollem dem Volke mit gutem Beiſpiel vorangehen. — 

Abg. v. Blankenburg: Da der Schluß der Discuſſion mich 

verhindert hat, auf die Rede des Abg. Schulze zu antworten, 
fo muß ich erklären, daß ich bei dem Gebrauche der Namen 

Schulze und Mäller nicht an den Abg. Schulze gedacht habe. 
Ich hätte auch gewiß nicht ihn gemeint, wenn ich ſeine Rede 
gehört hätte, in welcher er ſich jo mäßig ausgedrückt hat, daß 
er von denen, die hinter ihm ſtehen, nächſtens als Reactionair 
behandelt werden wird. 

Bei der Abſtimmung wird die Regierungsvorlage, für 
welche ſich nur die Conſervativen erheben, abgelehnt und 
darauf der Commiſſtonsantrag, welcher in der Einnahme 
141,271,695 Thlr., in der Ausgabe 137,971,741 Thlr, näm⸗ 
lich 131,424,941 Thl. an fortdauernden und 6,546,800 Thlr. 
an einmaligen und außerordentlichen Ausgaben feſtſtellt, mit 
großer Malorität angenommen. Dagegen ſtimmen die Con⸗ 
ſervativen, der Miniſter v. Selchow und Abg. Dr. Jacoby. 

Präſident Grabow: In Betreff der geſchäftlichen Be⸗ 
handlung des ſo eben angenommenen Geſetzentwurfs muß ich 
bemerken, daß im Jahre 1862 meine Mitiheilung deſſelben 
dem Herrn Grafen v. Arnim Gelegenheit gegeben hat, ſich 
auf dieſelbe bei feinem Antrage, die Regierungsvorlage anzu⸗ 
nehmen, zu ſtützen. Ich habe darin geſagt, daß ich dem Her⸗ 
renhauſe die Regierungs vorlage in der Form zuſende, wie fie 
aus den Berathungen des Abgeordnetenbauſes hervorgegangen 
ſei, und ich habe eine Zuſammenſtellung der einzelnen Bes 
ſchlüſſe zur Kenntnißnahme beigefügt. Daraus hat der Herr 
Graf v. Arnim gefolgert, daß das Abgeordnetenhaus der An⸗ 
ſicht ſei, die Regierungsvorlage ſei für das Herrenhaus die 
Grundlage, das Budget, wie es das Abgeordnetenhaus be⸗ 
ſchloſſen, nur ein Amendement. Ich bin, um eine ähnliche Aus⸗ 
legung zu vermeiden, der Anſicht, daß ich diesmal dem Her⸗ 
renhauſe nur das Reſultat der Schlußabſtimmung mittheile 
und die bei einzelnen Gelegenheiten gefaßten Refolutionen 
nicht erſt der Kritik des Herrenhauſes unterbreite. Das Haus 
hat das Recht, ſolche Reſolutionen gleich der Regierung zu 
überweiſen; denn fonft könnte der Fall eintreten, daß dieſelben 
durch Verwerfung des betreffenden Geſetzes ganz der Kennt⸗ 
nißnahme der Regierung entzogen werden. Ich habe deßhalb 
auch die bei der Berathung des Budgets gefaßten Reſolutionen 
ſchon der Regierung zugeſtellt. — Abg. Frhr. v. Hoverbeck 
conſtatirt, daß der Miniſter der landwirthſchaftlichen Ange⸗ 
legenheiten v. Selchow ſich das Budget ſelbſt verweigert habe. 

Es folgt der Geſetzeutwurf, betreffend die Rechtsverhält⸗ 
niſſe der Schiffs maunſchaften auf Seeſchiffen. Der Referent 
Abg. Roepell verzichtet auf das Wort. 

N Es folgt der § 29 (die körperliche Züchtigung der Schiffs⸗ 
jungen Seitens des Capitains betr.) Derſelbe veranlaßt eine 
längere Discuffion, bei welcher der Abg. v. Rönne in einer 
ſehr eingehenden Rede ſich gegen die körperliche Züchtigung 
erklärt. Er macht darauf aufmerkſam, daß das Haus bei der 


früheren Berathung dieſes Geſetzes die körperliche Züchtigung 
abgeſchafft hat, und daß das Herrenhaus, um doch etwas von 
der Prügelſtrafe zu wahren, den Capilainen das Recht der 
väterlichen Züchtigung der Schiffsjungen zugeſprochen habe, 
und daß die Commiſſton jetzt daſſelbe gethan habe. — Der 
Abg. Faucher ſpricht für den Commiſſionsantrag, „da die 
Schiffslungen doch Prügel bekommen, trotz aller unferer Ge 
ſetzentwürfe.“ Es ſei daher der von der Commiſſion vorge- 
ſchlagene Zuſatz „väterliche Züchtigung“ ſehr zu empfehlen. 
Der Lehrburſche auf dem Schiffe ſei feinen Eltern unerreich⸗ 
bar, daher der Zucht des Capitains in anderer Weiſe zu 
überlaſſen, als der Handwerkslehrling feinem Meiſter. Die 
folivarifcge Lebensgefahr auf dem Meere könne übrigens nicht 
verfehlen, ein Band der Zuneigung und der Anhänglichkeit 
unter ſämmtlichen Schiffsgenoſſen zu ſchaffen. 29, ſo wie 
ſchließlich der ganze Geſetzentwurf, werden dem ommiſſions⸗ 
Antrage gemäß angenommen. 


Ein Gejegentwurf, brtreffend die Abänderung des $ 13, 
Zuſatz 213 des oſtpreußiſchen Provinzialrechts, welcher von 
einem bis her beſtehenden Realzehnten, die kleine Kalende ge⸗ 


nannt, handelt, wird ohne Widerſpruch angenommen. 
Es folgt Berathung über den Antrag betr. Freilaſſung 
der 4 polniſchen Abgeordneten. 


Freilaſſung des Abg. v. \ 
geftelt: „Die Freilaſſung fämmtlicger vier Abgeordneten zu 
verlangen.“ £ 

Abg. Jung: Es ſei über die vorliegende Beſchuldigung 
keine Aufklärung gegeben, auch nicht in der geheimen Sitzung. 
Es ſei deshalb eine Conſequenz des früher in dieſer Sache 
gefaßten Beſchluſſes, daß das Haus die Haft der Deputirten 
als nicht gerechtfertigt erkläre. Der Redner kritiſirt dem⸗ 
nächſt die vom Staatsgerichtshofe gegebene Autwort. Das 
Gericht hätte wenigſtens die Gründe angeben können, welche 
es bewogen hätten, die Haft anzuordnen. In dieſer Bezie⸗ 
hung mache er darauf aufmerkſam, welchen Einfluß die Jahre 
lang durch die conſervativen Miniſterien ausgeführte Beſetzung 
der Gerichte auf ihre Zuſammenſetzung gehabt habe. Er ver⸗ 
lange einen ſtärkeren Beweis als den bloßen Haftbefehl eines 
Spezialgerichtshofes und ſtimme deshalb für die Freilaſſung 
ſämmtlicher vier Abgeordneten. 

Abg. Schollmeyer (für den Commiſſtonsantrag): Es 
frage ſich, ob das polniſche Nationalintereſſe mit den Inter⸗ 
eſſen des preußiſchen Abgeordnetenbauſes ſich ſo ohne Wei⸗ 
teres ideutiſiziren laſſe. Nicht die Staatsregierung, ſondern 
die Gerichte des Landes hätten die Unterſuchung zu führen, 
die Acten zu prüfen, und die Regierung könne daher unmöz⸗ 
lich Thatſachen herbeiſchaffen. — Abg. Wegener: Den In⸗ 
baftirten habe man den Ausdruck der Sympathie mit den 
Leiden ihrer Brüder in Rußland zum Verbrechen gemacht, 
wenngleich er und feine Geſtanungsgenoſſen überzeugt feien, 
daß ſchließlich kein Richter ein Verdammungsurtheil über die⸗ 
ſelben werde ausſprechen lönnen. Aufgabe der Volksvertre⸗ 
tung ſei es, im vorliegenden Falle die Stimme des öffent⸗ 
lichen Gewiſſens zu vertreten und von der Regierung zu for 
dern, daß fie Recht und Gerechtigkeit gleichmäßig über Alle 
walten laſſe; dadurch werde der Regierung ſelbſt ein Dienit 
erwieſen werden. — Abg. Metzig für den Commiſſions⸗ 
Antrag. Der oft durch die Unruhe und Heiterkeit des Hau- 
ſes unterbrochene Redner ſchweift dergeſtalt ab, daß mehrfach 
der Ruf „zur Sache“ laut wird. 

Der Juſtizminiſter Graf zur Lippe: Im Intereſſe der 
Unterſuchung könne die Haft nicht aufgeboben werden. Ge⸗ 
ſchähe dies, fo wäre die Gefahr einer Colluſion und einer 
Verdunkelung des Thatbeſtandeſtandes ſehr groß. Dem ent⸗ 
gegen mache man nur geltend, daß die Wahlkreiſe ein Recht 
darauf hätten durch diejenigen Männer vertreten zu werden, 
welche dazu durch das Vertrauen des Volkes berufen worden 
wären. Dem müſſe man aber entgegen halten, daß es Schuld 
der Wahlkreiſe ſei, welche verhaftete und eines Verbrechens 
verdächtige Männer mit einem Mandat betrauten, wenn ſie 
in Folge einer ſolchen Wahl unvertreten bleiben. Das Ber- 
brechen, wegen deſſen die vier polniſchen Abgeordneten in 
Haft gehalten würden, ſei das des Hochverraths und nicht 
nur gegen Art. 61 und 66 des St.⸗G.⸗B. ſondern auch ge⸗ 
gen Art. 1 und 2 der Verfaſſung gerichtet, und es ſtehe die⸗ 
ſem Haufe doch wohl wahrlich nicht zu, für Diejenigen ein⸗ 
zutreten, welche unter Anklage ſtänden, den Beſtand des 
Staates und der Verfaſſung in Frage zu ſtellen. Das 
Kammergericht ſei wie jedes Gericht in Preußen durchaus 
ſelbſtſtändig und wehe dem, der an dieſe Selbſtſtändigkeit 
heranzugreifen ſuche. (Gelächter.) 

Abg. Waldeck: Eine reelle Auskunft ſei weder vom 
Juſtizminiſter, noch von dem Gerichtshofe zu erlangen ge⸗ 
weſen. Die natürliche Conſequenz fordere, daß das Haus 
die Freilaſſung ſämmtlicher Abgeordneten verlange. Art. 84 
ſetze etwas Anderes voraus, als das bloße Jatereſſe der 
Strafrechtspflege, nämlich das Recht des Abgeorvneten auf 
ſeine Stelle; daher handle es ſich hier auch gar nicht um einen 
Conflict mit dem Kammergericht. Wir wollen, wendet Redner 
ſich gegen den Juſtizminiſter, die Tyatſachen wiſſen und 
nicht die Strafrechtsparagraphen, unter welche man ſie brin. 
gen will. (Sehr richtig.) Die Beſchuldigang des Hochver⸗ 
raths fei ſtets ein bequemes Mittel für die Tyrannei geweſen, um 
Mißliebige zu befeitigen; darum haben ſich auch die Englän- 
der zu ſchüzen gewußt durch die Geſetz sbeſtimmung, es be⸗ 
dürfe eines act ouvert zur Erhebung einer Anklage auf Hoch- 
verrath. Eine ſolche offene Thatſache liege aber hier durch ⸗ 
aus nicht vor, denn Hochverrath gegen Rußland ſei für preu⸗ 
Bifhe Staatsbürger etwas Unmögliches, la man könne dem⸗ 
ſenigen nicht einmal einen Vorwurf machen, der den unglück⸗ 
lichen Polen belfefgegen die unerhörte Barbarei Rußlands oder 
der auf eine Wiederherſtellung Polens ausgehe, wenngleich wir 
dabei Allem uns widerſetzen würden, was Preußen beſchädigen 
könnte. Daß eine große Unterſuchung erintre, darin liege für 
das Haus noch durchaus keine Garantie für die Exiſtenz der 
Thatſache; dieſe könnte ſich erſt aus den Unterſuchuagsacten 
ergeben, deren Einſendung in mehreren Präcedenzfällen vom 
Hauſe gefordert und auch erfolgt ſei. Er erinnere daran, wie 
noch jüngft im öſterreichiſchen Reichsrathe die Freilaſſung der 
galziicgen Abgeordneten mit Eiaſtimmigkeit beſchloſſen wor⸗ 
den, und mit Recht, denn jede Provinz habe das Recht, ihre 
Vertreter zu wählen, und es würde ungerecht ſein, wenn wir 
die kleine Zahl der polniſchen Abgeordneten noch wollten ver⸗ 
ringern laſſen. „Dem Staatsgerichtshof und feinem Ge⸗ 
ſchöpfe, der Staatsanwaltfchaft, beide Producte der Reaction, 
ſollten wir ohne Weiteres glauben, daß hinreichender Grund 
vorhanden ſel, einem Abgeordneten feinen Platz vorzuenthul⸗ 
ten? Die Geſchichte aller Staats gerichts höfe iſt mit Blat 
geſchrieben!“ Redner erinnert hier an die engliſche Sternkam⸗ 
mer und die Unterſuchungen gegen die unglücklichen deutſchen 
Jünglinge aus den dreißiger Jahren, denen man einſt ihre cogi- 
tationes zu einem offenen, des Kerkers würdigen Uaterneh⸗ 
men geſtempelt, weil ein Gedankenaustauſch unter ihnen ſtatt⸗ 
gefunden. Keine andere Regierung würde dieſe Unterſuchung 


Abg. Graf Czieszkowki 
und Genoſſen haben zu dem Commiſſionsautrag der nur auf 
Sulerczyckt geht, das Amendement 


ſo eingeleitet haben, und aus allen dieſen Gründen ſtimme 
e: dafür, daß ſämmtliche Angeklagte aus der Haft zu entlaſſen 
ſeien. (Bravo links, Ziſchen rechts.) 

Abg. v. Lyskowski: Schon 8 Wochen fei das Haus 
verſammelt, ohne in dieſer wichtigen Frage Beſchluß gefaßt 
zu haben; in einer Frage, in der es ſich um die Exiſtenz des 
Hauſes handle. Es habe dies auf die Polen, die eine 500% 
jährige parlamentariſche Praxis hätten, einen eigenthümlichen 
Eindruck gemacht. Es ſeien vielfache erhebliche Verdachts⸗ 
momente für ein tendenziöſes Verfahren beigebracht worden. 
Man habe den Gerichtshof angegriffen und er wolle bemer⸗ 
ken, daß der Polizei⸗Präſtdent v. Bärenſprung der spiritus 
familiarius des Kammergerichts ſei. Derfelbe habe ſogar an 
zwei Sitzungen des Unterſuchungs-Comités Theil genommen. 
Was ſei nun dieſer v. Bärenſprung? Abg. v. iegolewski 
habe darüber intereſſante Enthüllungen gegeben und krotzdem 
habe derſelbe noch eine große Gewalt und er ſpiele noch im⸗ 
mer eine große Rolle. 

Referent Dr. Simſon: Die Commiſſion habe in der 
That ohne jede Sympathie und Antipathie verhandelt, man 
habe nur den Punkt im Auge gehabt, ob die Borausfegungen 
des Art. 84 hier zutreffend fein oder nicht. Im Intereſſe 
der Strafrechtspflege liege es, nicht ohne zureichenden Grund 
einzugreifen in das Verfahren der Gerichte, der ordentlichen 
wie der außerordentlichen. Deren Unparteilichkeit anzugreifen, 
wie es der Abg. Jung gethan, ſei ein ſchweres Unrecht; die 
Inſinuatio deſſelben Abgeordneten, das Kammergericht habe 
dieſem Haufe feine Macht zeigen und den Art. 84 der Ber 
faſſung ignociren wollen, müſſe er mit aller Kraft abweiſen. 
Was die Auslaſſungen des Juſtizminiſters angehe, ſo ſei es 
ihm erſchienen, als habe derſelbe ausgeſprochen, die Regie⸗ 
rung werde, ſelbſt wenn ein Beſchlutz dieſes Hauſes die Auf⸗ 
hebung der Haft verlangte, dieſem Antrage nicht Folge geben. 
Habe er richtig gehört, fo müſſe er es ausſprechen, daß das 
Miniſterium ein unzweifelhaftes Verfaſſungs recht dieſes Haus 
ſes brechen würde, wenn es jenen Beſchluß unberückſichtigt 
ließe. Ebenſo müſſe er es als unbegründet zurückweiſen, wenn 
der Juſtizminiſter fih dahin ausgeſprochen habe, das Haus 
könne unmöglich einen des Hochverraths Verdächtigen in feiner 
Mitte dulden. Er hoffe vielmehr, daß ledes Mitglied dieſes 
Hauſes anerkennen werde, daß ein Angeſchuldigter darum 
kein Schuldiger ſei, und Niemand einen in dieſem Hauſe Be⸗ 
rechtigten eines gegen ihn erhobenen Verdachtes wegen aus⸗ 
zuſchließen verſuchen werde. ; . 

Der Juſtizminiſter erklärt, daß er nicht geſagt habe, 
die Staatsregierung würde einem die Freilaſſung befürwor⸗ 
tenden Beſchluſſe nicht Folge geben, mit dieſer Annahme ſei 
der Referent im Irrthum. 

Bei der Abſtimmung beſchließt das Haus mit großer 
Majorität die Freilaſſung der Abg. v. Sulereyeli und v. 
Lubienski, ferner bei namentlicher Abſtimmung mit 135 gegen 
133 Stimmen die Freilaſſung der Abg. Szum zun und v. 
Niegolewski. 

Nächſte Sitzung: Dienſtag. 


8. Sitzung des Herrenhauſes. 

Herr v. Kleiſt Rego w erklärt, daß der Probſt Lieber 
in Altona nicht wer Verfaſſer des von ihm neulich verlefenen 
Briefes ſei. Bei dieſer Gelegenheit beklagt ſich Herr v. Kleiſt⸗ 
Retzow, daß man dem Prätendenten in Holſtein huldige und 
fo mit offenem Hohn dem Bundesbeſchluſſe trege, der die 
W 1 ꝛc. 

er Präſident verlieſt alsdann die Antwor 
auf die Adreſſ: des Herrenhauſes. Dieſelbe Fe 2 

„Ich habe die Adreſſe des Herrenh zuſes empfangen und 
mit Befriedigung von ihrem Jahalte Kenntaiß genommen. 
Der Zweck der Forderung, welche Meine Regierung an die 
Landes vertretung geſtellt hat, iſt, wie die Adreſſe mit Recht 
bemerkt, einestheils die Erfüllung bandesrechtlicher Verpflich⸗ 
tungen, zu welchen die Mittel nicht verſagt werden köanen, 
anderntheils die Wahrung von Preußens Machtſtellung und 
Eyre gegen jeden Angriff bei dieſer Erfüdung. Daz das 
Herrenhaus die Löſung der Aufgabe, welche Preußens Poli⸗ 
tik zur Zeit geſtellt iſt, mit voller Zuverſicht in der Hand 
feines König ſteht, daran habe ich nie A ae aber der er⸗ 
neute Ausdruck dieſes Vertrauens iſt Mir erfreulich geweſen 
in einer Zeit, welche ernſte und folgenſchwere Entſchlüſſe von 
Mir fordert. Ich bin überzeugt, daß das Land, welches 
Meine Geſinnungen kennt, dieſes Vertrauen theilt. Das 
Herrenhaus wird von der richtigen Erkenntniß geleitet, daß 
Angeſichts der drohenden Verwickelungen die Wege der Po⸗ 
litik ſich nicht im Voraus beſtimmen laſſen und daß Rechts⸗ 
fragen und völkerrechtliche Beziehungen nicht durch Wünſche 
und Sympathien, jo natürlich dieſelben auch fein mögen, ent» 
ſchieden werden können; daß aber, wenn jenes Ziel, aber 
welches Alle einig ſind, nämlich die Wahrung der Rechte 
Deutſchlands, ſowie der Ehre und Macht Preußens erreicht 
werden fol, es unumgänglich nöthis iſt, für alle Fälle ge⸗ 
rüſtet zu fein. Ich ſpreche dem Herrenhauſe für die Zuſage 
feiner vertrauensvollen Unterftügung Meinen Dank aus, und 
mag der Hoffnung nicht entſagen, daß in beiden Hänfern des 
Landtages ſich die Hingebung an des Vaterlandes Aufgabe 
kräftig genug erweiſen werde, um die Rückſicht auf ſchwebende 
Differenzen in den Hintergrund treten zu laſſen und Meiner 
Regierung durch einmüthigen Beſchluß die Mittel zur Ber 
fügung zu ſtellen, welche für die Löſung jener Aufgabe erfor⸗ 
derlich ſind.“ 

Der Präſident rügt, daß ſich nicht ſämmtliche Anwe⸗ 
fende auf den Tribünen bei der Verleſung der Königl. Ant 
wort erhoben, und erktärt mit erhobener Stimme, daß er im 
Falle der Wiederholung die Tribünen räumen laſſen werde. 
Der Präſident theilt den Eingang des im Abgeordnetenhauſe 
beſchloſſenen Geſetzentwurfes über den Staatshaushaltsetat 
pro 1864 mit und erklärt, daß er in Folge deſſen die 
nächſte Sitzung wahrſcheinlich erſt auf Donnerſtag anberau⸗ 
men werde. 


Politiſche Ueberſicht. 

Die Auleihe⸗Commiſſion hat den ihr in der vorgeſtrigen 
Sigung überwieſenen Schulzeſchen⸗Antrag auf eine Reſolution in 
der ſchleswig⸗holſteiniſchen Sache noch in einer vorgeſtern den 
ganzen Abend ausfüllenden Sitzung verhandelt und zur Wer 
richterſtattung vorbereitet. Die beantragte Reſolution bezieht 
ſich bekanntlich auf die Erklärung Preußens, trotz des Bun⸗ 
des beſchluſſes als europälſche Großmacht in Schleswig einzu⸗ 
rücken Die Commiſſion hat, wie wir hören, die Refolution 
dem Sinne nach genehmigt, hat fie aber dem Wortlaut nach 
etwas anders formulirt. Die Reſolution kann alſo, wenn 
das Haus es ſonſt zweckmäßig findet, ſchon in einer der näch⸗ 
ſten Sigungen zur Verhandlung, möglicherweiſe wird ſie mit 
der Anleihe zugleich verhandelt, kommen. 

Die Eatſcheidung in der ſchleswig⸗holſteiniſchen Angele⸗ 
Ban ſcheint ſchneller zu kommen, als man erwartet hatte. 

ach den Erklärungen der Berliner ofſizidſen Zeitungen wer⸗ 
den Oeſterreich und Preußen trotz des Proteſtes Sachjens 


ihre Truppen nach Holftein einrücken laſſen, um nach Schles⸗ 
wig zu gelangen Ein Ultimatum an Dänemark iſt bereits 
geſtellt und der Termin läuft nach der „Morningpoſt“ beute 
ab. Inzwiſchen werden in den nächſten Tagen öſterreichiſche 
Truppen (die Wiener „Preſſe“ ſagt 50 (00 Mann) durch 
Schleſien und die Mark nach dem Norden befördert werden. 
Man berichtet ferner von der Mobiliſirung des ſechſten 
(ſchleſiſchen) Armee ⸗Corps 

Der König von Dänemark wird nach den bis jetzt eins 
elaufenen Nachrichten die Novemberverfaſſung nicht aufheben. 
— Uebrigen erfährt man von der eigentlichen Stellung 
Dänemarks zu den letzten Entſchlüſſen Preußens und Oeſter⸗ 
reichs nichts. BB: 

Ob Hannover den Durchmarſch öſterreichiſcher und preu 
ßiſcher Truppen ohne Weiteres zulaſſen wird, iſt unbekannt. 
Sachſen hat bereits einen Antrag beim Bunde eingebracht, 
nach welchem die Bundescommiſſare und der Oberbefehls⸗ 
haber der Bundestruppen nur der Gewalt weichen werden. 

Nach Wiener Nachrichten hat Frankreich bereits er⸗ 
klärt, daß es, ſobald die deutſchen Großmächte ohne den 
Bund gegen Schleswig vorgehen, ſich nach Maßgabe feiner 
Intereſſen an der Entſcheidung betheiligen werde. Am Rhein 
ſcheint man eine Einmiſchung Frankreichs in dieſem Falle als 
gewiß zu betrachten. 

Die Vermittelung svorſchläge, welche der neue däniſche 
Miniſter v. Quaade gemacht hat, find in Wien und Berlin 
abgelehnt. Auch Frankreich verhält ſich dagegen ablehnend. 

Ueber die Geſchäftsordnung am Bunde, welche die Ber 
zögerung der Verhandlung über die holſteiniſche Erbfolge her⸗ 
Besgelühet hat, iſt der lib. Correſp. folgende Aufklärung zur 
egangen: Die mittelſtaatlichen Regierungen haben ſchon 

nge gegen das Präſidium den Wunſch ausgedrückt, doch die 

Erbfolgefrage auf die Tagesordnung zu fegen. Wenn ein 
ſolcher Antrag, einen beſtimmten Gegenſtand auf die Tages⸗ 
ordnung zu ſetzen, aus der Bundes verſammlung heraus ger 
ſtellt u, fo geſtattet die Geſchäftsordnunz dem Präſtdium 
immer eine dreiwöchentliche Friſt. Dieſe Friſt bis zur letzten 
Stunde benutzen zu wollen, ſoll das Präſidium den andräu⸗ 

enden Mittelſtaaten bei dieſer Gelegenheit erklärt haben. 

arauf ſind dann die Mittelſtaaten von ihrem Antrage zu⸗ 
rüdgetreten, weil ihnen das Präſidium Hoffaung gemacht har 

ben fol, ohne beſondern Antrag ſchneller zum Ziele zu kom · 
men. Darin haben ſie ſich nun augenſcheinlich getäuſcht. 
Beſſer wäre es geweſen, ſie hätten damals den Antrag for⸗ 
mell KR, dann wären jetzt die drei Wochen beinahe 
abgelaufen. 

Wie es mit der Anerkennungsfrage im Augenblicke beim 
Bundestages teht, iſt unklar. Gewiß iſt nur, daß die Mit⸗ 
telſtaaten die Abſtimmung bis jegt nicht haben erreichen kön⸗ 
nen. Einige Frankfurter Correſpondenzen wollen wiſſen, 
daß die Frage in dieſer oder der nächſten Woche zur Ent⸗ 
ſcheidung kommen werde. 

Die „Karlsr. Ztg.“ bringt an der Spitze ihres Blattes 
folgende (uns bereits telegraphiſch 91 — rte) Mittheilung: 
Wie wir hören, ſind die großh. badiſchen Vertreter in Wien 
und Berlin angewieſen worden, das äußerſte Maß ihrer Be⸗ 
mühungen eintreten zu laſſen, die beiden 1 en, been 
von dem Beharren auf einem Wege zurückzuhalten, deſſen 
Verfolgung unvermeidlich zu einer Bedrohung der Selbſtſtän⸗ 
digkeit und Unabhängigkeit der übrigen Bundesregierungen, 
zu einer Verletzung der Grundgeſetze des Bundes, und damit 
zu den ſchwerſten Conflicten führen muß. Insbeſondere ſoll 
die Integrität des Gebietes des Bundeslandes Holſtein gegen 
jedwede Betretung durch Truppen, welche nicht unter Bundes⸗ 
autorität handeln, und die Befugniſſe der Commiſſäre des 
Bundes, wie des die Erecutionstruppen befehligenden Ober⸗ 
befehlshabers, ausdrücklich gewahrt worden ſein. 

Die großherzeglich badiſche Regierung hat auf das öſter⸗ 
reichiſche Rundſchreiben (vielleicht auch ebenſo auf das iden⸗ 
üſche preußiſche Actenſtück) in Sachen der Schleswig⸗Holſtein⸗ 
Asitation mit großer Schärfe geantwortet. Sie erklärt, daß 
die ganze Agitation bis jegt eine ne en geweſen, def 
Baden keiner Belehrung von auswärts her über feine Pflichten 
bedürfe und daß, wenn irgendwo und irgendwie die Aufregung 
einen gefahrdrohenden Character annehmen würde, dafür 
Niemand verantwortlich ſei, als diejenigen deutſchen Mächte, 
welche in einer, wie keine andere, nationalen Sache ſich von 
der Nation getrennt. 

In Paris hoben die letzten Kammerdebatten einen unbe⸗ 
ſchreiblichen Eindruck gemacht. Man ſprach in den letzten 
Tagen von nichts als von den Reden der Oppoſitionsmänner. 

reilich find die Worte des Kaiſers an den Cardinal von 

aris dazwiſchen gekommen, welche der oppoſttionellen Br» 
wegung einen Damm entgetzenſezen zu wollen feinen. Aber 
für die Dauer wird das ſchwerlich anders gelingen als durch 
neue auswärtige Kriege. Ruft doch die France unuitteldar 
nach Bekanntwerden der Antwort des Kaiſers an den Cardinal 
end: „Der Souverain, der uns regiert, hat, indem er von der 

Macht der öffentlichen Meinung ſprach, geſagt: „Folgt ihr 
derſelben, jo reißt fie euch mit; widerſteht ihr derſelben, jo 
wirft ſie euch über den Haufen; ſchreitet ihr derſelben voran, 
ſo unterſtützt ſie euch.“ K 
Wentiplann. „ 

Berlin, 17. Jan. Ver Prinz Friedrich Carl wird, 
fo viel bis jetzt beſtimmt iſt, am Dienftag Abend mit ſei⸗ 
nem Stabe in das Hauptquartier des 3. mobilea Armee 

8 abgehen. 1 

Br per u die „Kreuzztg.“ hört, werden auch die vier jün, 
eren Garde- Infanterie» Regimenter (das 3. und 4. Garde. 
— zu Fuß und das 3. und 4. Garde Grenadier-Re⸗ 
giment) und die beiden Garde- Dragoner Regimenter mobil 
‚ gemacht, um ale Reſerve für die nach Holſtein und Schleswig 

rückenden Königlichen Truppen zu dienen. Dieſe Trur pen 
et — der „Kreuzzig.“ unter dem Commando des Kron- 

rinzen ſtehen. f e 
1 mannheim, 15. Jan. Der Beſchluß der hieſigen ſtädti⸗ 
ſchen Behörden, die Stadt an der ſcleswig⸗holſteiniſchen An. 
leihe mit 10,000 Thlen. zu betheiligen, hat die Genehmigung 
der großberzogl. Regierung erhalten. (LA. J.) 

Coburg, 12. Januar. Man ſpricht hier davon, daß 
= . — der Herzog ſich in nächſter Zeit nach Holſtein ber 
geben wi g 

Paris, 15. Januar. Die vorgeſtrigen und geſtrigen 
Verhandlungen des geſetgebenden Körpers waren jo ſtür⸗ 
miſche, wie kaum während der Republik. Jules Favre griff 
die Regierung ſehr enerziſch wegen der Waplbeeinfluflungen 
an. Er wurde faſt fortwährend untetbrochen. Als der Prä- 
dent des Staatsraths Rouland erklärte, die Rede von Jules 

avre wäre nicht loyal geweſen, erhob ſich die ganze Linke 
gegen Nouland und erklärte das für eine Beleidigung. Es 
eukſtaud ein großer Lärm. Rouland erſuchte, weiter zu ſpre⸗ 

Er ſagte, Paris ſei nicht Frankreich. Da rief Picard: 
aris ſei aber das Gehirn von Frankreich. Ein anderes 
— „Ein krankes Gehirn.“ Neuer Lärm und Unter⸗ 
ung. 


Nußlaud und Polen. 

Warſchau, 17. Januar. Der geſtrige Tag ſcheint 
dazu auserſehen geweſen zu ſein, von der Loyalität der Bür⸗ 
ger Zeugniß abzulegen. Der „Dien. Powez.“ brachte näm⸗ 
lich aus 15 verſchiedenen Ortſchaften des Königreichs Erge⸗ 
benheits Adreſſen, welche die Einwohner den betreffenden 
Commandanten übergeben haben, nebſt sämmtlichen Unter- 
ſchriften dazu. Ferner hat geſtern der bieſige Stadtpräſident 
(Bürgermeiſter Wittkowski) mehrere hieſige Bürger zu ſich 
berufen und ihnen eröffnet, daß er fie hiermit zu einem Ball 
zeinlade“, den er nächſtens geben werde, und ſollten fie auch 
ihre Frauen mitbringen. Ohne eine Antwort abzuwarten, 
dankte der Herr Präſident für die Annahme und entfernte 
ſich. Ich zweifle nicht, daß viele der Eingeladenen gehen 
werden, weil fie wiſſen, wie jedes Sichnichifügen als eine 
Inſubordination angeſehen wird, der eine Strafe folgen muß, 
welche um ſo einſchüchternder iſt, als Niemand ihre Höhe 
kennt. Wir werden jegt völlig fo bebandelt wie die ruſſiſchen 
Soldaten, haben unſere Kaſernenſtunden, müſſen uns kleiden 
nach Vorſchrift und haben uns auf Commando ſogar zu un 
terhalten. — Sie erinnern ſich, daß vor ein Paar Monaten 
die öffentlichen Lokale hier von der Polizei unter der Hand 
aufgefordert wurden, auf den „Dziennik Pows zechny“, der von 
den revolutionären Behörden verboten war, zu abonniren. 
Man ſchreibt mir aus der Provinz, daß man dort mit dieſer 
Aufforderung noch ganz anders auftrat. In Plock z. B. iſt 
ein Officier mit zehn Soldaten von Handlung zu Handlung 
(alfo nicht nur in öffentliche Lokale) gegangen und hat den 
mündlichen Befehl gebracht, auf den „Driennik“ zu abonniren. 
Der Officier erklärte den Kaufleuten‘, daß er auf der Poft 
nachſehen werde, wer das Mbonniren verſäumt habe. — 
Der Beſitzer von Opole im Lublinſchen, der auch in 
Danzig bekannte, reiche Widrychewieß fol, wie von 
Lublin gemeldet wird, dieſer Tage auf einer Reife von 
Lublin nach feiner Heimath von Jaſurgenten ergriffen und 
erhängt worden ſein. Widrychewicz hatte es ſich bei der 
Militärbehörde ausgewirkt, daß ihm eine Escorte von zehn 
Koſalen gegeben wurde, die er auf feine Koſten unterhielt 
und die ihn auch auf der letzten Reiſe begleiteten, der Ueber⸗ 
macht der Jnſurgenten aber wichen, und ihren Schützling den 
Letzteren überließen. 

— . ͤöꝛ — —-—d 
Telegraphiſche Depeſchen der Danziger Zeitung. 
Angekommen 3% Uhr Nachmittags. 

Kopenhagen, 18. Jan. Die vorgeſtern von 
Heſterreich und Preußen hier über reichte Note, worin 
die Aufhebung der Novemberverfaſſung bis heute 
gefordert wird, andernfalls die Geſandten abreifen 
würden und die genannten Mächte weitere Schritte 
in us ſicht ſteüten, wurde von Dänemark, ſicherem 
Vernehmen nach, verneinend beantwortet. 


Dauzig, den 18 Januar. 

* Die letzte Nummer des Danziger Kreisblattes enthält 
noch einmal im amtlichen Theil die Bekanntmachung des 
Landraths v. Brauchiiſch, in welcher derſelbe erklärt, daß 
er, „damit die Thatſachen im öffentlichen Leben und die 
Gründe für das Verfatzren der Kgl. Staatsregierung in einer 
zuverläſſigen, lediglich den Gegenſtand ins Auge 
faſſenden Weiſe dargelegt werden“, die in Berlin erſcheinende 
„Provinzial⸗Correſpendenz“ dem Kreisblatt beilegen laſſen 
wird. Die Ortsbehörden ſollen auf das regelmäßige Bekannt⸗ 
werben und Eirculiren dieſes Blattes halten und zur möglichſt 
allgemeinen Verbreitung des Juhalts beitragen. Die No. 2 der 
Provinzlal-Correſp., welche dem legten Kreisblatt beiliegt, enthält 
unter Anderem folgende Stelle: „Der Geiſt der Rückſichte⸗ 
und Zügelloſigkeit, welcher in den Verhandlungen des 
Abgeordnetenhauſes gegenüber der Regierung herrſcht, hat 
ſich in den letzten Verhandlungen wieder recht offenbar 
eiwieſen. Während einz lne wegen ihres bubenhaf⸗ 
teu Benehmens ſchon von früher her bekannte 
Abgeordnete ſich erfrechen durften, die beleidigend ſten 
Ausdrücke gegen die Staatsregterung zu gebrauchen, 
ohne daß der Präſident Grabow dieſelben, wie ſichs ger 
bührt, zur Ordnung rief, — wurde der Kriegs- Miniſter 
dagegen, blos weil er jenen Beleidigungen gegenüber 
von einem „brüsken Angriff“ ſprach, fofort vom Präfiventen 
darüber zur Rede geſtellt, wußte jedoch ſein Recht auch hierbei 
kräftig zu wahren.“ Wir können uns wohl füglich jede weis 
tere Bemerkung über dieſe Art, „Thatſachen barzulehin“, er⸗ 
ſparen. So wagt ein amtlich durch den Herrn Landrath 
ven Kreisbewohnern mitgetheiltes Blatt über das Übgeorbne- 
tenhaus, welches nach der auch von dem Herrn Landrath ber 
ſchworenen Verfaſſung ein Factor der geſetzgeben den Ge⸗ 
walt im Staate iſt, zu ſprechen! — 

* Wäghrend geſtern Mittag kurz nach 12 Uhr die Feuer, 
wehr bei einem Schornſteinbrande im Hauſe Goldſchmiedegaſſe 
Nr. 16 thätig war, wurde dieſelbe von der Brandſtelle aus 
nuch dem Grundftäde Lauggarten Nr. 13 gerufen, um auch 
dort, wo die Schaldecke in einer Kammer des Erdgeſchoſſes 
durch eine zu nahe lie ende Feuerungsanlage entzündet war, 
hufreiche Hand zu leiſten. Binnen einer Stunde wurde an 
deiden Drien jede Gefahr beſeitigt. 

„Königsberg. Die letzte Nummer des „Verfaſſungs⸗ 
freundes“ iſt hier mit Beſchlag belegt wegen der Aufforde- 
zuug des Provinzial⸗Comités für Schleswig⸗Holſtein. Nach 
der „Oſtpr. 3.“ handelt es ſich daber uu eine derſäumte For⸗ 
wultät, da zu dieſer Collecie — wie die „Oſtpr. Stg.“ es 
nennt — zuver die mimſſterielle Erlaubnuß einzuholen war. 
Dieſelbe Aufforderung iſt in Berlin, Danzig, Gumbinnen und 
an andern Orten unbeauſtandet veröffentlicht. 


börſendepeſchen der Danziger Zeitung. 
erlin, 18. Januar 1864. Aufgegeben 2 Ur — Min. 
Angekommen in Danzig 3 Uhr — Min. 
Letzt. Cro. 


Roggen matt, veuß, Rentenbr. 961 
RC... 35% |. 35% 33 Weſtpr. Pfobr, 84 
Januar Februar 35 | 36 f do. do, 

Jruhjahr . 35 35 [Danziger Privatbl. 98 — 


Spiruus Jan... 14 147 [Oſtpr. Pfandbriefe 843] 843 

zubol. do... 114 | 114 eſtr. Eredit⸗Actien 7880 744 

Staatsſchuldſcheine 881 884 dationgle 66 | 60% 

44 Ober. Anleihe 100100, tuſſ. Banknoten . 86 86% 

51 5er. Pr.⸗Anl. 104 404 Vechſelc. London — . 184 
Fondsbörſe: behauptet. 


London, 16. Januar. Türkiſche Conſols 46%. Sil⸗ 
ber 62%. — Wetter kalt. — Couſols 91%, 1% Epwir 
46%. kitaner 35 ½. 5 Ruſſen 92. Jceue Ruſſen 82%. 
Saromtier 85. j 

Der fällige Dampfer aus Rio de Janeiro ift in Liſſa⸗ 
bon eingetroffen. 

Liverpool, 16. Januar. Baumwolle: 5000 Ballen 
Umfay. Preiſe feſter. Fair Dhollerah 23%. 


Paris, 16. Januar. 3 7 Rente 66, 70. Italieniſche 51 
Rente 69, 00. Italieniſche neueſte Anleihe —. 3% Spanier 
49%. 1% Spanier —. Oeſterreichiſche Staats ⸗Eiſenbahn⸗ 
Aetten 392, 50. Credit mob⸗Actien 1028, 75. Lombr. Eifen- 
babn-Actien 521, 25. 


anzig, den 18. Januar. Bahnpreiſe 
Weizen gut hellbunt, fein und hochbunt 127 — 128/29 — 
130/1 — 132/4/58 nach Qual. 58/60 —61/63—64/66 4 
67,68 ½/70/7/ 1 S; dunkelbunt 125 — 130/16 nach Qual. 
55/56 —5714,60/61 Se, Alles 2 858 Zollgewicht. 
Roggen 120/3 — 126/8/30 8 von 36,36 % — 37/38/38 % 
u. pur 1258. 
Erbſen von 38/40 — 41/42 u 
Gerſte kleine 106/108—110/1128 von 30/31 — 32/33 Gm, 
& große 110/112-— 114/118 U von 31/32--33/35 u. 
Hafer von 21-23 . 
Spiritus 12% Ag . 8000 Tr. 
Getreide ⸗Börſe Welter: ſtarker Froſt. Wind: S. 
Zwar wurden heute 200 Laſt Weizen gehandelt, doch 
nur dadurch, daß Verkäufer ſich zur Annabme neuerdings 
ermäßigter Preiſe verflanden. Beiahlt iſt für 120g blau- 
ſpitzig 250, 1208 ordinair ZZ 300, 124/58 blauſpitzig 
A. 315, 1288 bezogen . 340, 1284 bunt 2 355, 1286/9, 
1308 bunt „2 362%, 1294 bunt 4 370, 1268 hellfarbig 
370, 129/308 hellfarbig, 132/38 bunt 380, 4 385, 132, 
132/38 hellbunt 2 390, 4 395, 132/38 Aan 400, 
405, 1338 desgl. 2 410, 133,40 hochbunt 4 
134/58 fein hochbunt Z 425. Alles r 856. — Rogg 
unverändert 1238 , 220%, 1288 u 1298 ,2Z 238. 
Alles 9 1258. — Spiritus 12% bezahlt. 
London, 15. Januar. (Kingsford & Lay.) Seit 
dem 8. d. M. haben wir ſchönes warmes Wetter gehabt, au 
12. d. trat aber Regen ein und ſeitdem war es feucht und 
neblig. Der Wind wehte von SO. bis geſtern, wandte ſich 
dann aber wieder nach NO. und iſt heut Sie. Das Weizen» 
Geſchäft war ungewöhnlich flau, die Preiſe haben mit Aus⸗ 
nahme der ſchottiſchen Märkte eine weichende Tendenz beſon⸗ 
ders für engliſchen Weizen. Die Inhaber von fremdem wider⸗ 
fanden einer Erniedrigung. Für Gerſte find im Allgemeinen 
frühere Notizen erreicht worden, in anderen Sorten von Scouts 
mer-Getreide war das Geſchäft beſchränkt und die Preiſe ſtell⸗ 
ten ſich für die Käufer günſtiger. Mehl war auch kaum ſo 
gut verkäuflich als letzthin. Seit letztem Freitag find 42 
Schiffe als an der Küſte angekommen rapportirk worden, 
darunter 16 Weizen, von welchen mit den von der letzten 
Woche übrig gebliebenen geſtern noch 39 zum Verkauf wa⸗ 
ren, darunter 14 Weizen. Das Geſchäft mit ſchwimmenden 
Ladungen war in dieſer Woche ſtill, nur in Gerſte iſt ein 
gutes Geſchäft zu letzten Notizen gemacht worden, Weizen 
und Mais ſtellten ſich etwas billiger beſonders auf Früh- 
lahrs⸗Abladung; mehrere Ladungen Leinſaat find zu wenig 
gewichenen Preiſen genommen worden. — Die Zufuhren 
von engliſchem Weizen waren in dieſer Woche klein, von 
fremdem Getreide und Mehl mäßig. Der heutige Markt 
war ſehr ſchwach beſucht, engliſcher Weizen fand zu Mon⸗ 
tags-Preifen langſam Abnahme, und auch für fremdem blie⸗ 
ben, da folder ſehr vernachläſſigt war, letzte Notizen nomi⸗ 
nell. Für alle Sorten Sommer» Getreide war der Markt 
81 unthätig und es hielt ſchwer Montags + Preife zu 
edingen. ö 


Schiffsliſten. 
Neufahrwaſſer, den 17. Januar. Wind S. — 16% N. 
Geſegelt: J. C. Kroll, Carl Auguſt, Norwegen, Ge⸗ 
treide. — A. Neumann, Loniſe Auguſte, Copenhagen, Holz. 
Wieder gefegelt: J. Zipke, Stradella; 

Den 18. Januar. Wind S. zu W. — 16 R. 
Nichts paſſirt. Viel Treibeis in Sicht. 
Jondsbörfe⸗ 

* Danzig, 18. Januar. Londen 3 Mon. 6. 17% Br. 
u. 6. 17% bez., Weſtpreuß. Pfandbriefe 3½ % 84% Br., 
Weſtpr. Pfandbriefe 4% 94½ Br, Weſtpr. Pfandbriefe 4½ 1 
Br 42 Staats anleihe 4½ J 100 bez., Preuß. Neuten - 
tiefe r. 


Verantwortlicher Redacteur H. Nickert in Danzig. 


A e eee e 
N 12,7 S. friſch, hell, Kimmung ne 
1 345,18 | —10,2 [S. 705 75 do. 2 


C ge Deutſche Roman⸗Zeitung, 
bei Otto Janke in Berlin. Wiertetjahrlich 60 grade 
Bogen durch ſämmtliche Poſt uſtalten und Buch⸗ 
handlungen nur 1 Thie. 

Dies große und unglaublich billige Unternehmen bietet dem 
Publikum die neueſten, geſuchteſten Romane der veliebteiten und 
am meiſten geleſenen Scheiftſteller als Eigenthum dar, und zwar 
zu dem in guten Leihbibliotheken üblichen enn e 
von nur 25 Sgr. die Woche. Dafür erhält min alſo u eigen, 
was man in größeren Stästen nur nach längerem Warten ger 
liehen dekommen konnte, und für Liebhaber in kleinen Stäoten 
und auf gem Lande nun ſchon gar nicht zu erlangen war. 
(Denn für nur einen Thaler, beim nächſten Poſtamt 
oder der nächſten Buchhandlung eingezahlt, erhalt 
man die Roman- Zeitung aue 5 Tage regelmäßig ge 
liefert!) Die eiſchlenenen und elegant aus geſtatteten Hefte 
e thalten die vorzüßlichen neuen Romane: „Der Hunger⸗ 
Paſtor“, vom bekannten Wilh. Raabe (Corvinus) und 
„Gold und Name“, von Marie Sophie Schwarz, ſo⸗ 
wie auch eine volluän ige, feſſelnbe Nobelle „Das Gelubde 
der Prinzeſſin Iſabella“, von Th. Helters u. A. Die 
lolgenden Hefte des erſten Quartals werden liefern: „Im 
Morgenroth“, Erzählung aus dem Bairiſchen Hoch ⸗ 
lande von Hermann Schmid, dem velieoten Verfaſſer von 
„Mein Eden“, „Kanzler von Tyrol“ ꝛc., und ſodann eine größere 
82 . „Ger Weinhüter von Meran“, von Paul 
eye, 0 

Im Laufe des 5 werden ferner geliefert: „Deutſche 
Wandlungen“, dreibändiger Roman von Frie 
Bodenftedt, — „Sand und ſeine Freunde“, hiſtoriſcher 
Roman von Max Ring, — „Bier Junker“ von 
George Heſekiel, —„Aeltermann Ryke“, von Edmund 
Hofer. — Ferner größere Novellen und Romane von Friedrich 
Spielhagen, L. Mühlbach, Otto Müller, Heribert 
Rau, Fanny Lewald, Alfred Meißner u. r. m. — 
Im % Tale ea. 40 30 Bände, welche in Buchform 


60 —10 Thaler koſten würden, für nur einen Thaler 
vierteljahrlich! U 


In Danzig zu beziehen durch 


L. G. Homann, 
Jopengaſſe No. 19. 


“ 


Heu früh wurde meine liebe Frau Betty, 
geb. 2 von einem kräftigen Maͤd⸗ 
chen glücklich entbunden. er 


anzig, 17. Januar 
8842 Theod. Storrer. 


Gee früh 3 Uhr wurde meine liebe Frau 
Melitte geb. Röpell, von einem Knaben 
entbunden 
Danzig, den 18. Januar 1864. 
acobi, 
Lieutenant und Adjutant 
[8854] des See⸗Bataillons. 


Die beute erfolgte glückliche Entbindung mei⸗ 
ner Frau, geb Hepner, von einem ge⸗ 
ſunden Knaben zeigt hierdurch ergebenſt an 
18857] Dr. Fewſon. 
Prauſt, den 16. Januar 1564. 
n dem Concurſe über das Vermögen des 
Kaufmanns A. Buchholz bierſelbſt 
werden alle welche an die 


i eg REN 090 
rungen, ſo wie efin ur Beſtellun 
deb dl tiven Berwaltun eperfonaiß, auf 8 
a Februar d. J., 


beizufügen. 

eder Gläubiger, welcher nicht in unſerm 
Amtsbezirke ſeinen Wohnſitz hat, muß bei der 
Anmeldung ſeiner Fordetung einen am hieſigen 
Orte wohnbpaften oder zur Praxis bei uns be: 
rechtigten Bevollmächtigten beſtellen und zu den 
Akten anzeigen. Wer dies unterläßt, kann einen 
Beſchluß aus dem Grunde, weil er dazu nicht 
vorgeladen worden, nicht anſechten. 

Denjenigen, welchen es bier an Bekannt⸗ 
ſchaft fehlt, werden die Rechtsanwälte Juſtiz⸗ 
rätte Schüfer, Didmann und Rechtsanwalt 
v. Fordenbed zu Sachwaltern vorgeſchlogen. 

Elbino, den 9. Januar 1864. s [8809] 

Königliches Kreis⸗Gericht. 

1. Abtheilung. 3 
n dem Concurſe über das Vermögen des 
Kaufmanns Eduard Heid bierfelbit werden 
alle diejenigen, welche an die Maſſe Anſprüche 
00 ee e ehren ER nalen, hierdurch 
aufgefordert, ihre Anſprüche, dieſelben mögen 
bereits re ate oder nicht, mit en 
dafür verlangten Vorrecht, bis zum 8. Fe ⸗ 
bruar er. ſſchlieplich bei uns ſchriftlich 
„oder zu Protokoll“ anzumelden und demnächſt 
zur Prüfung der ſaͤmmlichen innerhalb der ge⸗ 
dachten Friſt angemeldeten Forderungen, auf 
den 8. März er., 
a Vormittags 11 Uhr, 
vor dem Commiſſar, Herrn, Rath Berendt, 
im Verhandlung zimmer No. 10 des Gerichts⸗ 
er zu erſcheinen. Nach Abhaltung dieſes 
kermirs wird geeignetenfalls mit der Ver⸗ 
handlung über den Accord verfahren werden. 

Zugleich iſt noch eine zweite Friſt zur An⸗ 
meldung bis zum 8. April er. einſchließlich 
feftgefegt und zur Prüfung aller innerhalb der⸗ 
ſelben nach Ablauf der erſten Friſt angemelde⸗ 
ten Forderungen Termin auf den 10. Mai c., 
Vormittags 11 Uhr, vor dem genannten 
Commiſſar anberaumt. Zum Erſcheinen in vies 
ſem Termin werden alle diejenigen Gläubiger 
4 daB ER ee innerhalb 
einer d ten! ann werden. 

er feine Anmeldung fhriltlih einreicht, 
bat eine Abſchriſt derſelben und ihrer Anlagen 
deizufügen. i 

der Gläubiger, welcher nicht in unſerm 
Amtsbezirke feinen MWobnfig hat, muß bei der 
Anmeldung ſeiner Forderung einen am hieſigen 
Orte mohnbaften oder zut Praxis bei uns bes 
rechtigten Bepollmächtigten beſtellen und zu den 
Acten en 2 ar, 

Wer dies unterläßt, kann einen Beſchluß 
aus dem Grunde, weil er dazu nicht vorgeladen 


W t anfechten. a 
Den N es hier an Bekannt⸗ 
N k, werden die Rechts⸗Anwälte Su . 
Ritze Schelker und Schhler und Rechts, 
lat v. Forckenbeck zu Sachwaltern vorge⸗ 
ez Köntel 7. Januar 1864. 
Koͤnigl. Kreis⸗Gericht 
. Abtheilung. 18807 


Die viel verlangten 
Petroleum⸗ 


- Stalllaternen 


mit, einer neuen Der: 
ſind wieder 


BR i 5 Pekroleumlam Me 
pen leber bit n. 5 
Ruſſiſche Tuch Schuhe, Stiefel, 
Galoſchen und Filzſchuhe dinigt. un 


zu ulberordrhtlich billigen Preſſen. 88 
dertell, & U 


Rheiniſche Wallnüſſe 
ſollen 7 ijehe Rechnung rüffe 
vertan deer, 111 

2 errmann Müller, 
sw 


Rena rain 


Das Comptoir der General⸗Agentur der Em 
ſchen National⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft in Stettin, 


| it von der Heiligengeiſtgaſſe No. 93 nach der Hundegaſſe No. 89 


verlegt, was erge benſt anzuzeigen mir erlaube. 


Hugo Kortenbeitel, 
418. General⸗Agent der 
Preußiſchen National⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft. 


Das PELZ-LAGER 


en gros & en detail 
n 


Philipp Lö wy, 


Langgasse No. 74, Saal-Etage, 
empfiehlt Reise- und Promenaden-Pelze für Herren und Damen, 
Muffen, Pelerinen, Schlittendecken, Pelzstiefel, Bibermützen ele, in 
grösster Auswahl. Preise fest. 17 13 


18 


eee eee. 
Angenehm im ien und kraftvoll in der 
g! 


Von Möfthen (Reg.⸗Bez. Frankfurt) ging uns ein wiederboltes Schreiben von 
werthgeſchͤtzter Hand 5 das die Vorzuglichkeit des Hof ſiſchen Malz xtrakts abermals in 
= ns 7 N 8 iſt Kar BR Seen q Bü und 55 i u 

n den Kön en Hoflieferante eren Johann Hoff in Berlin eue 
" so Wilhelmsftraße 1. 1 ; 
„Mit beſonderm Vergnügen theile ich Ihnen mit, daß Ihr Malz ⸗ 
Extrakt⸗Geſundbeitsbier wie überall auch in meinem Haufe nicht bloß we ; 
en feines Wohlgeſchmacks, ſondern auch wegen feiner kräftigenden Wir, 
ung ſehr geſchatzt wird.“ 
von Breseius. 


Die kraftvolle Wirkung beſteht darin, daß das Getränk den Gefunden zur Erhaltung 
der Geſundheit, den Kranken zur Erlangung ihrer Geneſung, den Neconvalesecuten zur 
Herſtellung ihrer Kräfte ſehr forderlich iſt, wie z. B, um noch einen Beweis hierfür anzu⸗ 
führen, der Königl. Poſtbalter Herr C. Beyer in Kur nit ſcheeibt: 

70 bin von meinem nebel erlöſt. Ich litt nämlich an Magenver ; 
ſchleimung und argem a welches beides durch den Genuß Ihres vor. 
trefflichen Malzegtrakt⸗Geſundheitsbiers verſchwunden iſt, wofür ich Ihnen 
nächſt Gott den größten Dank abſtatten muß. Im Uebrigen iſt dies Ge 
tränk auch Gefunden dienlich, denn es belebt und kräftigt.“ 

Bet C. Beyer, Königl. Poſthalter. 

Noch immer werden in vielen Städten Nachohmungen des obigen Fabrikats verſucht 
und ſelbſt mit dem Namen des Fabrikanten Mißbrauch getrieben, wodurch das Publikum 
nur zu leicht irregeführt wird und eine Waare erhält, die zu kaufen es gar nicht Willens 
war. — Man wolle daher genau darauf achten, daß auf Siegel und Etiquette außer dem 
Namen Hoff das Prädikat „Hoflieferant“ und auf letzterem zudem noch die Woh⸗ 
nung und Brauerei „Neu““ Wilhelmsſtraße 1, vermerkt ift. Wo dieſe Angaben fehlen, 
hat man es mit unächtem Fabrikat zu thun 


Niederlage für Danzig und Umgegend bei 
A. Fast in Danzig, Langenmarkt 34. 


18579] 


di an —U—f̃——.——— 


Des K. Pr. Kreis⸗Phhſikus Dr. Koch Kränler-Donbons' 


bewähren ſich — wie durch die zube rläſſigſten Attefte feſtgeſtellt e | 
vermöge ihrer reichhaltigen Beſtandtheile der vorzuͤglichſt geeigneten 8 
Kräuter- und Pflangenfäite dei Huſten, Heiſerkeit, Raw 
beit im Halſe, Verſchleimun g ac, indem ſie in allen dieſen 
allen, lindernd, reizſtillend und beſonders wohlthuend einwirken; 
ie erfreuen ſich daher einer immer ſteigenden rühmlichen Anerkennung 
und werden überall, wo ſie einmal gebraucht worden, vor anderen ähn⸗ 
lichen Fabrikaten bevorzugt. — Dr. Kochs kryſtalliſirte Kränter⸗ 
Bonbons werden in länglichen, mit nebenſtebendem Stempel verſehenen Origi⸗ 


nal⸗ Schachteln, & 3 und 10 Sgr. nach wie vor ſtets ächt verkauft in Danzig bei 
W. F. Burau, Langgaſſe 39, jo wie in Dirſchau bei W Czarnowski 


u u. in Pr. Stargardt bei Fr. Kienitz. 
ER 


* * 
n 
SF: 


1 3 in verſchiedenen Größen, 
Billard bälle vom beſten Kernelfenbein, 
empfiehlt zu den allerbilligſten Preiſen. Alte 
Bälle werden in Zıblung angenommen 18855] 

G. Gepp, Kanſt rechsler, Jopengaſſe 43. 


Fischen Aſtrach. Caviar, ſchwach 
geſalzen, empfing u. empfiehlt 
„Robert Hoppe. 
Fl ger. Yale und geringe billigit 8 Doppelt raffinirtes Petroleum, 


Seeiberritteigafie Rod bei ganzen Fäſſern und ausge⸗ 
Rüböl und Petroleum wogen, A } 
in Faſßern und en gros, pfeil, 8640 Robert Hoppe. 


L. A. Janke. =: 5 
Norweger Breitlinge 250 Mutterſchafe, wo⸗ 
möglich tragend, werden in 


à Tonne 2 und 3 Thlr., Großberger, Schot iſche 8 
Pblen und Crown⸗ Full. Heringe, Küſtenheringe Gr. Czapielken zu kaufen geſucht. 
I 8802 Oberfeld. 


in Tonnen und ſchockweiſe, empfiehlt 
(822 L. A. Tanke, ru: 
8 ini (chten Schweizer Abfynth, Malakoff, 
Neunaugen U. marinirten Eraſficer ae Fine old 705 
Aal in Fäßchen billigſt, empfieblt | billigſt bei 
8922 L. A. Janke. I Joh. Carl Neufeld, 
' 87671 oggenpfuhl 88. 


5 Beſte boppeit raff, Petroleum in Original⸗ 
1 gebinden offerirt 
Str 3 
oguenpfub 8 
Edendaſeloſt in eine Wartie leere Nun, 
Spriet- u. Weingebinde zu haben. [8767] 
eſte friſche Rüdkuchen empfiehlt billigft frei 
den Bahnhöfen und ab bier 
N. Bäcker in Mewe. 


etroleum » Lampen und beſtes raffinirtes 

Petroleum empfiehlt billigſt 

30 N. Bädır in Mewe, 

I“ Dominium Müblbanz ſte⸗ 
ben circa 300 Stück Fett⸗ 

hammel ſofort zum nee 


Der Ausverkauf von oller Sorten Pelz. 
g waaren wird aufs billigſte fortge⸗ 
n gaſſe No. 26, neben dem Königl. 
€ dine Hräfibium. [8826 
eee 
amen, Mäntel in Tuch, Double, ſowie 


alle Sorten Jopen außerordentlich 
bill igſt bei J. Auerbach, Langgaſſe. 


— ꝗ ͤë 


erren » Garderoben, Röcke aller Art, 

Mäntel, Beinkleider, ſowie Rutſcher⸗ 
cee zu u. unter dem Koſtenpreiſe gang 
e 26, bei J. Auerbach. 18 82² 


18502 


Vio 


N 
Auch 


Mom j 
andler⸗Geſchäft nur in Neufahr⸗ 


2 

fer, Oeser tage 7 
w N) raße (, 
ale, See 


1 
1 
| 
ruar er, ab befindet ſich mein | l - 
N Ein großer Speicher⸗Unterraum iſt zu ver⸗ 


. Wagner. Kardinal“. 


miethen bei Klawitter, Speicher „der 
ih „Sp 457 sh) 


Güter⸗Kauf⸗Geſuch. 


Bei Anzahlungen von 10,0 0, Thlr. bis 
300,000 Thlr. werden Güter zu kaufen geſucht. 
Aufträge nimmt entgegen Rob. Jacobi in 
Danzig, Breitgaſſe 64. 18713 

ür ein Diefiges Getreide Factorei⸗ 

Geſchäft wird ein junger Mann ge⸗ 
ſucht der in einem ſolchen bereits ge- 
arbeitet hat und ſowohl mit dem aus⸗ 
wärtigen Geſchäft, wie mit den Comp⸗ 
toirarbeiten vertraut iſt. Adr. unter 
8855 in der Expedition dieſer Zeitung. 


eute iſt Montag!!! 
Jahnärztliche Anzeige. 


Ununterbrochen auf das 
Aeußerſte in Elbing in An⸗ 


ſpruch genommen, hat ſich mein 
Eintreffen in Danzig ſo lauge ver⸗ 
zögert, es ſoll aber binnen Kurzem 
ſtattfinden. [8749] 


C. Döbbelin. 


pract. Zahnarzt aus Köuigsberg. Be) 


Verein 


junger Kaufleute. 


Donnerſtag, den 21. Januar cr. 
Abends 8 Uhr: 
Soirée. 
Der Vorſtand. 


Im Apollo-Saal @us. go. 


= Dienſtag, 
89 den 9, und 
Mittwoch, 

den 20. d. M. 


Abends 7 
bis 9 Uhr, 
des 


Phyſiker Böttcher 
1 letzte Darstellungen in dieſer Woche. 


» Die Wellſtadt London. 


— Herrn Webers Kunſtbandlurg zu haben. 
CONCERT 
0 ’ 
Freitag, den 22. Jaunar 1864, im 


großen Saale des Gewerbehauſes, 
Abends 7 Uhr, 


9 
(alſo Nicht im Saale des Herrn Selon ke), 
unter gefäuiger Mitwirkung von Mitgliedern 
des Sängerbundes, des Herrn Pianiſten Mäk⸗ 
lenburg, des Herrn Concertmeiſter Schmidt, 
fo wie der bedeutend verſtärlten Kapelle des 
3. Onpe Infanterie⸗Regiments No. 4 und ihrem 
Dirigenten Herrn Kapellmeiſter Buchholz und 
geſchätzter Dilettanten. 
PROGRAMM: 


1) Ouverture zu „Wilhelm Tell“ v. Roſſini. 

2) Concertino für Cello mit Orcheſter von J. 
Stabltnecht Der Concertgeber. 

3) „Sonntag Morgen“, Woppelquartett für 
Männerstimmen. 

4) Adagio und letzter Satz aus dem Violin⸗ 
Concert von Mendelsſohn. 

5) Erſter Satz aus demClavier-Concert, C-moll“ 
von Beethoven, mit der Cadenz von Mo⸗ 

ſche es. 

6) Adagio aus dem: fis-moll-Concert von 
Romberg. 

7) Ouverture Ruy Blas von Mendelsſohn. 

8) Choral und Melodram aus Radziwills 
„Fauſt“, arrang, v. Zürn. 

9) „Matroſenlied“, Doppelquartett für Män⸗ 
nerſtimmen. 

10) Fantaſie „hongrois“ für Cello mit Orcheſter. 
Der Concertgeber. * 

Familien⸗Billets 3 Stück 1 , To wie ein⸗ 

zelne Billets a 15 , ſind in den Muſitalien⸗ 

handlungen der Herren Ziemſſen u. Weber, 

Con ditoreien der Herren Gren⸗ 

Sebaitiani und bei dem Kauf⸗ 

Abends an 


ſo wie in den 

zenberg und 

mann Herrn Durand zu haben. 

der Kalle à Billet — 2 

18852] Lürn, 
Acceſſiſt der Könial. Hoſtapelle zu Berlin. 


Stadt-Thcater. 


Dienftag, den 19. Jaunar. (4. Abon. No. 13). 
Diutter und Sohn. a in. 5 den 


von Ch. Bird Pfeiffer, Hierauf: Der Kuür⸗ 
märker und die Picarde, Gentebild in 1 
Act von L. Schheiver. 

Mitwoch, deu 20. Jau. (4. Abon. No. 14). 
Das Fräulein von St. Eyes Lunſpiel in 
a 12 5 von O. e ug —— 

chen und e uu. Iſche 
Operette in 1 Act von Supps. 27 


Deuck und Verlag von N. Nö, K aß emaun 


